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A Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

A1 
Herr Hoffmann vom 26.05. und 20.06.2011 

 
Stellungnahme der Verwaltung 

Bei der vorhandenen Straße handelt es sich nicht um einen Wirt-
schaftsweg. Die vorhandene Erschließung hat lediglich die Qualität ei-
ner Baustraße, die Erschließung gilt als noch nicht erstmalig hergestellt. 
Die Begründung wird in diesem Punkt angepasst.  

 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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A2 

Familie Theis vom 30.05.2011 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Im Flächennutzungsplan der Stadt Leverkusen ist bereits seit Jahrzehn-
ten die Wohnbaufläche dargestellt, mit einer zukünftigen Bebauung 
konnte und musste gerechnet werden. Einen Anspruch auf dauerhaft 
unverbaubaren Blick gibt es planungsrechtlich nicht. Die Stadt Leverku-
sen ist gehalten, die Aufwendungen für Infrastruktur und Erschließung 
so günstig und nachhaltig wie möglich zu halten. Daher ist eine Straße 
die beidseitig Baugebiete erschließt immer einer einseitigen Erschlie-
ßung vorzuziehen. Die Aktivierung der Wohnbaulandpotenziale der 
städtischen Flächen ist zur Verbesserung der Haushaltslage und zur 
Sicherung eines ausreichenden Wohnraumangebots insbesondere für 
Familien erforderlich. 

Die Stadt Leverkusen hat die Darstellung der Wohnbaufläche im Flä-
chennutzungsplan in Bürrig-Nord gegenüber früheren Planungen er-
heblich zurück genommen. Eine Großsiedlung oder eine Erweiterung 
der jetzigen Flächen ist nicht vorgesehen und wird durch die Darstel-
lung von Grünflächen für die übrigen Bereiche als Entwicklungsziel der 
Stadt dokumentiert bzw. gesichert. Die geringe zusätzliche Baufläche 
wird den Landschaftsraum nicht belasten. 

Die Verlagerung der Bebauung in den weiteren Landschaftsraum nach 
Norden (Straße Auf der Weide) dagegen belastet das Landschaftsbild 
und stellt ein Eindringen von Bebauung in die Landschaft dar. Die 
schützenswerten Bereiche, aber auch der Hochwasserschutz würde 
tangiert. Es kann nicht Planungsziel im Sinne eines öffentlichen Inte-
resses sein, für einen unverbauten Ausblick Einzelner eine Belastung 
des Landschaftsbilds hinzunehmen und im Sinne der Allgemeinheit auf 
eine sinnvolle Abrundung des Siedlungsraums zu verzichten. 

Die Bedenken wegen einer möglichen Gefährdung durch Hochwasser 
sind bereits in der Planung berücksichtigt. Die Berücksichtigung des 
200 jährlichen Bemessungshochwassers BHQ 200 entspricht den ge-
setzlichen Anforderungen und wird als ausreichend betrachtet. Die Be-
bauung hat keine Auswirkungen auf den vorhandenen Hochwasser-
schutz. 

Temporäre Lärm- und Schmutzbelastungen durch den Ausbau der 
Straße sind genauso hinzunehmen wie die entsprechende Belastung 
beim Bau der Wohnhäuser. Jede Baumaßnahme, auch die in der Ver-
gangenheit stattgefundenen, ist mit Belastungen der bereits vorhande-
nen Anlieger verbunden. Sie unterliegt selbstverständlich dem Gebot 
der größtmöglichen Rücksichtnahme und der Einhaltung der einschlä-
gigen Gesetze und Normen zur Vermeidung von Belastungen. 

Die heutige Erschließung ist lediglich als Baustraße zu bewerten und 
somit noch nicht fertig gestellt. Im endgültigen Ausbauzustand entspre-
chend der Inhalte des Bebauungsplans wird die Straße ausreichend für 
ihre Funktion als Wohnstraße dimensioniert sein. Es werden ausrei-
chend Parkplätze angelegt.  
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Da die Straße noch nicht fertig gestellt ist, sind nach dem Endausbau 
die entsprechenden Erschließungsbeiträge der Anlieger zu leisten. Die-
se Beitragsverpflichtung ist unabhängig von der neuen Bebauung, sie 
würde auch beim Endausbau ohne neues Baugebiet entstehen. Durch 
die höhere Zahl der Anlieger nach der Planung werden die Beiträge der 
Einzelnen jedoch im Verhältnis günstiger. 

 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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A3 

Herr Neukirchen vom 17.05.2011 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Die in der Vorbemerkung geäußerte Befürchtung, dass Anregungen 
keinen Sinn mehr machen, beruht auf einem Missverständnis des Plan-
verfahrens.  

Mit der Billigung des Entwurfs des Bebauungsplanes zur öffentlichen 
Auslegung hat die Stadt Leverkusen lediglich die Freigabe dieses Ent-
wurfes bestätigt. Dieser soll in der gebilligten Form der Öffentlichkeit 
(und den Behörden) zur Stellungnahme vorgelegt werden und erst da-
nach wird er in der vorgelegten Form oder nach Veränderungen be-
schlossen. Über jede der während der Offenlage geäußerten Stellung-
nahmen muss der Rat der Stadt befinden und eine Abwägung vorneh-
men, die dem Betroffenen auch mitgeteilt werden muss.  

Die öffentliche Auslegung ist kein nachträgliches Alibi sondern der we-
sentliche Teil der Öffentlichkeitsbeteiligung entsprechend der Regelun-
gen des Baugesetzbuches. 

Der benutzte Begriff des Einfamilienhauses ist leider irreführend. Pla-
nungsrechtlich gibt es diesen Begriff nicht, hier wird in der Regel der 
Begriff des Einzelhauses genutzt und auch als Festsetzung gewählt.  

Dieser Begriff sagt jedoch nur etwas über die Bauweise aus, nicht über 
die Anzahl möglicher Wohnungen.  

Städtebaulich ist die Beschränkung auf nur eine Wohneinheit nur in 
wenigen Ausnahmen begründbar, da sie einen erheblichen Eingriff in 
die Gestaltungsfreiheit des Eigentums bedeutet.  

Für die Festlegung von freistehenden Familienheimen mit einer Einlieg-
erwohnung ist es daher üblich, eine Beschränkung auf maximal 2 
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Wohneinheiten vorzunehmen. So ist die gewollte Beschränkung der 
zukünftigen Verkehrsbelastung möglich, ohne den Nutzungsspielraum 
der Eigentümer zu vermindern. 

Für die umgebende bestehende Wohnbebauung gibt es im Übrigen 
keine solche Beschränkung, hier könnte durch Umnutzung zu einer 
Vielzahl von kleinen Wohnungen ein erheblicher Verkehrszuwachs im 
Bestand erzeugt werden. 

Die Bedenken wegen einer möglichen Gefährdung durch Hochwasser 
sind bereits in der Planung berücksichtigt. Die Berücksichtigung des 
200 jährlichen Bemessungshochwassers BHQ 200 wird als ausrei-
chend betrachtet. Ob zukünftige Hochwasserereignisse im Zusammen-
hang mit den Klimawandel zu zusätzlichen Gefährdungen führen, ist 
zurzeit nicht seriös vorhersehbar und kann daher nicht zur Planungs-
grundlage werden.  

Die heutige Erschließung hat lediglich Baustraßencharakter, die Straße 
ist noch nicht endgültig fertig gestellt. Nach dieser endgültigen Fertig-
stellung ist eine Abrechnung der Erschließungsbeiträge nach Bauge-
setzbuch (BauGB) mit allen Anliegern unumgänglich. Dadurch, dass die 
Straße jedoch beidseitig bebaut wird, reduzieren sich im Verhältnis die 
Anliegerbeiträge. Die Straßen würden (und werden) auch ohne diesen 
Bebauungsplan endgültig ausgebaut und abgerechnet. 

 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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A 4 

Bayer Real Estate vom 24.06.2011 
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Stellungnahme der Verwaltung 
Das Plangebiet liegt im erweiterten Einwirkungsbereich des Entsor-
gungszentrums Bürrig mit einer Gemeinschaftskläranlage, Sonderab-
fallverbrennungsanlage und Abfalldeponie. Im Rahmen von Verfahren 
nach Bundesimmissionsschutzgesetz sind von der Bezirksregierung 
Köln Lärm- und Luftimmissionen unter Berücksichtigung der Vorbelas-
tung untersucht worden.  

Es kann nach Aussage der Bezirksregierung Köln davon ausgegangen 
werden, dass im Tag- und Nachtzeitraum die zulässigen Immissions-
richtwerte für allgemeine Wohngebiete nach TA-Lärm von 40 dB(A) 
nachts und 55 dB(A) tags eingehalten werden.  

Hinsichtlich der Immissionen an Luftschadstoffen ist nach den Vorga-
ben der TA-Luft die Belastung aus dem Entsorgungszentrum für die 
Wohnnachbarschaft (und damit auch das Plangebiet) als irrelevant zu 
bezeichnen.  

Erhebliche Geruchsbelästigungen durch das Entsorgungszentrum im 
Sinne der Geruchsrichtlinie (GIRL) können laut Bezirksregierung Köln 
zukünftig im Plangebiet ausgeschlossen werden. 

Das Entsorgungszentrum verfügt außerdem über Betriebsbereiche 
nach der Störfallverordnung, die auf Grund der gehandhabten Stoffe die 
Einhaltung sogenannter Achtungsabstände gegenüber einer zu planen-
den schutzwürdigen Bebauung nach dem Leitfaden „Empfehlungen für 
Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung 
und schutzwürdigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung – Umset-
zung § 50 BImSchG“ der Kommission für Anlagensicherheit (KAS 18) 
erfordern.  

Die im vorliegenden Fall zu berücksichtigenden Stoffe in den Betriebs-
bereichen des Entsorgungszentrums führen in Bezug auf das Plange-
biet zu keiner Unterschreitung der empfohlenen Achtungsabstände.  

Da bereits die vorhandene Wohnbebauung des Stadtteils Bürrig dem 
Entsorgungszentrum deutlich näher liegt als das Plangebiet, kann von 
einer grundsätzlichen Verschärfung der Gemengelagesituation sicher-
lich nicht gesprochen werden.  

Aufgrund der o.g. Vorbelastung sowie um weitere Entwicklungsmög-
lichkeiten des Entsorgungszentrums Bürrig nicht negativ zu belasten, 
wird der Bebauungsplan hinsichtlich der Art der Nutzung von „Reinem 
Wohngebiet“ in „Allgemeines Wohngebiet“ geändert. 

 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 


